
Ausgabe September 2009
Links, die Zeitung

des Kreisverbandes
DIE LINKE.Schweinfurt

Klaus Ernst
in den Bundestag

bei dieser Wahl entscheiden Sie,
wer die Kosten der Krise zahlen
muss. Sie entscheiden, ob es die Ar-
bei tnehmerinnen und Arbei tneh-
mer, die Rentnerinnen und Rentner
und die Erwerbslosen sind oder ob
die Verursacher der Krise zur Ver-
antwortung gezogen werden. Als
Gewerkschafter und als LIN KER ste-
he ich dafür, unsere Sozialversiche-
rungen zu stärken anstatt zu
privati sieren, gute Arbei t zu schaf-
fen anstatt N iedriglöhne zu fördern
und die Interessen der Mehrhei t zu
vertreten, anstatt gegen die Bürge-
rinnen und Bürger zu entscheiden.

Gegen die Rente mit 67: SPD und
Union haben beschlossen, dass wir
erst mit 67 in Rente gehen sol len.
Aber sie sagen uns nicht, wo wir bis
67 arbei ten sol len und wie wir es
so lange aushalten sol len. Vor ei-
nem Jahr hatten von den 63- und
64-Jährigen nur 7,4 Prozent einen
Vol lzei tjob. Und das war vor der
Krise. Wer mit 63 Jahren keinen Job
hat, findet mit 66 garantiert keinen
mehr. Da man aber nur mit hohen
Abschlägen vorzei tig in Rente ge-
hen kann, heißt Rente mit 67 für die
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meisten Menschen Rentenkürzung.
Rente mit 67 heißt auch, dass die
Jüngeren nicht in den Job reinkom-
men. Deswegen werde ich mich da-
für einsetzen, dass das Rentenalter
nicht erhöht wird.

Für ein soziales und sol idarisches
Gesundhei tssystem: Wer heute
krank ist, spürt die 2-Klassen-Medi -
zin: zehn Euro Praxisgebühr, fünf
bis zehn Euro für´ s Rezept oder
vierzehn Euro pro Krankenhaustag.
Ich wi l l unser Gesundhei tswesen
zu einer sol idarischen Bürgerinnen-
und Bürgerversicherung umbauen.
Al le Menschen sol len mit al len ih-
ren Einkommensarten und ohne
Bei tragsbemessungsgrenze einbe-
zogen werden – dafür werden aber
auch al le Kosten komplett übernom -
men. Das ist sozialer, sol idari scher
und gerechter als der Murks von
Gesundhei tsreformen der letzten
Jahre.

Weg mit Hartz IV: Hartz IV macht
die Betroffenen nicht nur arm und
entwürdigt sie – Hartz IV zwingt
die Menschen in jeden Job und
senkt damit die Löhne. Die Angst,
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Zur Person Klaus Ernst

nach einem Jahr Erwerbslosigkei t
im Hartz-System zu landen, bringt
Beschäftigte dazu, schlechte Löhne
zu akzeptieren. Auch längere Ar-
bei tslosigkei t darf nicht zum sozia-
len Absturz für die Betroffenen
führen. Dafür brauchen wir eine be-
darfsdeckende Mindestsicherung –
der Regelsatz für Erwachsene muss
auf 500 Euro angehoben werden.
Unzumutbare Arbei t, Ein-Euro-Jobs,
Regelsatzkürzungen, Zwangsumzü-
ge und Schnüffeleien werde ich wei -
ter bekämpfen.

Für die Sozialstaatsgarantie: gerade
jetzt in der Krise sind die Sozialver-
sicherungen wichtiger denn je. Wie
hoch wäre die Erwerbslosigkei t oh-
ne Kurzarbei t? Trotzdem: die Ar-
bei tslosigkei t wird nach der
Bundestagswahl rasant ansteigen.
Das werden SPD und Union zum
Sozialabbau nutzen wol len. Deswe-
gen fordere ich einen Schutzschirm
für die Sozialversicherungen – wer
Banken schützt, muss auch Men-
schen schützen. Ich garantiere Ih-
nen, ich werde einer Kürzung von
Sozial lei stungen nach der Wahl
nicht zustimmen. Eine solche Ga-
rantie sind al le anderen Parteien
nicht berei t zu geben.

Für starke Gewerkschaften: Die Po-
l i tik der letzten Jahre hat geziel t die
Gewerkschaften geschwächt. Ob
der Anti -Streik-Paragraf oder die För-
derung von Leiharbei t und befri ste-
ten Jobs - Ziel der Angri ffe war es
immer, die Löhne zu drücken. Als
Gewerkschafter und als LIN KER wi l l
ich die Arbei tnehmer und ihre Ge-
werkschaften wieder stärken. So
brauchen wir mehr Mitbestimmung
der Beschäftigten auf unternehme-
ri sche Entscheidungen – denn wir
verzocken unsere Unternehmen
nicht. Gerade in der Krise sind star-
ke Gewerkschaften ein Bol lwerk
zum Schutz unserer Arbei tsplätze
und unserer Löhne.

Für gute Arbei t: Ich wi l l gute und
sichere Arbei tsplätze schaffen – das
heißt nicht nur nach tari fvertragl ich
entlohnt, mit Kündigungsschutz und
Mitbestimmung. Das heißt auch Ar-
bei t, die die Gesundhei t schützt und

mit der Fami l ie vereinbart werden
kann. Für die Leiharbei t muss end-
l ich gelten: gleicher Lohn für glei -
che Arbei t. Betriebs- und Personal -
räte müssen ein Vetorecht bei der
Einführung von Leiharbei t bekom-
men.

Für einen Mindestlohn von 1 0 Eu-
ro die Stunde: Löhne von 5 Euro die
Stunde oder weniger sind ein Skan-
dal . Für diese Menschen lohnt sich
Leistung nicht. Wir brauchen end-
l ich einen flächendeckenden, ge-
setzl ichen Mindestlohn - damit man
von seiner Arbei t wieder leben
kann.

Für ein gerechtes Steuersystem: Die
Debatte um mögl iche Steuersenkun -
gen ist geplanter Wahlbetrug. Bei
sinkenden Steuereinnahmen und
Mi l l iarden-Hi l fsprogrammen für die
Banken stel l t sich vielmehr die Fra-
ge, wer für die Krise zahlen muss.
Eine Mi l l ionärs- und eine Börsen-
umsatzsteuer würden dazu führen,
dass die Verursacher der Krise auch
mit für sie bezahlen. Gleichzei tig
müssen Menschen mit geringem
Einkommen entlastet werden.

Liebe Wählerinnen und Wähler –
ich brauche Ihre Stimme für eine
starke LIN KE Kraft im neuen Bun-
destag. Sie entscheiden mit, ob
durch eine starke LIN KE die Rente
ab 67 zurückgenommen und die So-
zialversicherungen verteidigt wer-
den können. N ie waren starke
Gewerkschaften so wichtig wie in
dieser Wirtschaftskrise – und nie
war eine starke LIN KE so nötig wie
jetzt.

Dafür bi tte ich am 27. September
um Ihre Stimme. Ich bi tte auch um
Ihre Stimme bei der Briefwahl .
N icht wählen zu gehen ist die
schlechteste al ler Alternativen.

Ihr

MdB Klaus Ernst

Geboren 1 954 in München. Ausbildung
zum Elektromechaniker und Tätigkeit als
Elektrotechniker. Wahl zum Jugendver-
treter und Betriebsrat. Seit 1 972 Mitgl ied
der IG Metal l . Vorsitzender des Ortsju-
gendausschusses der IG Metal l und der
DGB Jugend in München. Studium der
Volkswirtschaftslehre und Sozialökono-
mie von 1 979 bis 1 984 in Hamburg, Ab-
schluss als Diplom-Volkswirt und
Diplom-Sozialökonom.

1 984 Mitarbeit in der IG Metal l beim
Streik für die 35-Stunden-Woche. Nach
dem Studium Anstel lung als Gewerk-
schaftssekretär in der Stuttgarter IG Me-
tal l . Seit 1 995 gewählter Erster
Bevol lmächtigter in Schweinfurt. Mehr-
mals finden während der Arbeitszeit bun-
desweit beachtete Proteste gegen
Sozialabbau – egal welcher Partei - statt.

2004 Mitinitiator der "Initiative für Arbeit
und soziale Gerechtigkeit" , daraufhin Aus-
schluss aus der SPD. Gründungsmitgl ied
und Mitgl ied des geschäftsführenden Vor-
stands der „Wahlalternative für Arbeit und
soziale Gerechtigkeit“ (WASG). Seit 2007
stel lvertretender Vorsitzender der Partei
DIE LINKE.

2005 Wahl zum Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages. Stel lvertretender
Vorsitzender der Bundestagsfraktion DIE
LINKE und Leiter des Arbeitskreises "Ge-
sundheit und soziale Sicherung". Inhalt-
l iche Schwerpunkte l iegen in der Sozial-,
Renten- und Gewerkschaftspol itik.

In den letzten vier Jahren besonderes En-
gagement gegen Sozialabbau, gegen die
Rente mit 67, für einen flächendecken-
den gesetzl ichen Mindestlohn und gegen
Hartz IV. Unterstützung von Gewerkschaf-
ten und Betriebsräten beim Kampf um
den Erhalt von Arbeitsplätzen z.B. bei AEG
(Nürnberg), Mahle (Alzenau), Telekom
(Kitzingen) oder EDS (Schweinfurt) .

Zur Bundestagswahl 2009 DIE LINKE Spit-
zenkandidat in Bayern und Direktkandi-
dat im Wahlkreis Schweinfurt/Kitzingen.
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Am 13. Mai 2009 trafen sich Ver-
treter der Schweinfurter Arbeitslo-
seninitiative, des katholischen
Dekanats, der EAG, VDK und der
SPD auf Einladung der Stadtrats-
fraktion DIE LINKE zur Grundstein-
legung der „Initiative Sozialpass
Schweinfurt“. Nach kurzer Diskus-
sion wurde durch die Anwesenden
beschlossen:

Die Ini tiative ist überpartei l ich und
vereint sowohl Verbände, Organi-
sationen, Parteien als auch Einzel-
persönl ichkei ten für das gemein-
same Ziel .
Um die Überpartei l ichkei t zu do-

kumentieren und mögl ichst viele
Mitstrei ter zu gewinnen, laden künf-
tig die Wohlfahrtsverbände ein, die
Herrn Wanka zusagten, die Ini tiati -
ve zu unterstützen.
Der Sozialpass Schweinfurt sol l für

einen, noch zu definierenden Per-
sonenkreis der Gebietskörperschaf-
ten Stadt und Landkreis Schweinfurt
gel ten.
Der Pass selbst sol l kostenfrei sein

und Ermäßigungen auf den Gebie-
ten ÖPN V, Bi ldung, Kultur, Sport,
Freizei t sowie Energie/Wasser ga-
rantieren.
Nach einführenden Worten durch

Herrn Wanka wurde das Ziel fest-
gesetzt, zügig an der Ausarbei tung
des Sozialpasses zu arbei ten und
bis zu den Haushaltsberatungen der
jewei l igen Gebietskörperschaften
die Anträge einzubringen. In den
Si tzungen am 08.07 und 23.07.
wurde der Personenkreis sowie die
Vergünstigungen des Sozialpasses
ausgearbei tet und ein neutraler Na-
me für den sogenannten Sozialpass
bestimmt. Einstimmig votierten die
Anwesenden für die Um- benen-
nung des Sozialpasses in Regional -
pass Schweinfurt.

Im Rahmen einer Pressekonferenz
am 31 .07.2009 wurde der Regional -
pass Schweinfurt der Öffentl ichkei t
vorgestel l t. Als Gesprächspartner für
die Medien standen Frau Ulrike
Schmitt Geschäftsführerin Cari tas
Schweinfurt, Frau Petra Langer Pa-
ri täti scher Wohlfahrtverband, Herr
Jochen Kessler- Rosa Vorstand Dia-
konie Schweinfurt, Herr Siegfried
Metz Geschäftsführer VdK Schwein-
furt, Herr Jürgen Wilk Sprecher
SALI und Frank Firsching, DGB Re-
gionsvorsi tzender zur Verfügung.

Zur Verwirkl ichung des Regional-
passes werden sei t der Pressekonfe-

renz, Unterschri ften bei Bürgerin-
nen und Bürgern aus Stadt und
Landkreis gesammelt. Mit dem An-
trag zu den Haushaltsberatungen
sol len dann die gesammelten Un-
terschri ften eingereicht werden. Ei -
nig ist sich die Ini tiative, das es
ohne eine brei te Zustimmung der
Bevölkerung sehr schwer sein wird,
die Kommunalpol i tiker für dieses
Projekt zu gewinnen.

Auch Sie können dabei helfen, die-
ses Projekt zum Erfolg zu führen.
Unterschri ftenl i sten sind in den Ge-
schäftsstel len der o.g. Verbände er-
häl tl ich. Der Kreisverband DIE
LIN KE beschloss, an seinen Infostän -
den die im Rahmen der Bundestags-
wahl organisiert werden, ebenfal ls
Unterschri ften für dieses Projekt,
das die Stadtratsfraktion mit Ihrer
Armutskonferenz angestoßen hat,
zu sammeln.
Jeder einzelne kann zum Erfolg die-
ses Projektes bei tragen und Unter-
schri ften in seinem Umfeld
sammeln. Diese sind im Bürgerbü-
ro der LIN KEN aber auch bei den
o.g. Verbänden erhältl ich.

Sinan Öztürk,
für die Stadtratsfraktion DIE LINKE

Breites Bündnis für einen Sozialpass Schweinfurt

Bundesparteitag

1 .

2.

3.

4.

Konsequent sozial :

Klaus Ernst
Kandidat im Wahlkreis 250, Schweinfurt

und auf Platz 1 der Landesl iste Bayern
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Jugenddemo Rente 67 Berlin

mit Uli Maurer und Lafo

vor Ort
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Wo das Geld zum Mittelpunkt wird, wird das
Wirtschaften unmenschlich

i e Bundestagswahl i m Sep-
tember fi ndet zu ei ner Zei t

statt, i n der Deutschl and und di e
ganze Wel t di e schwerste Wi rt-
schaftskri se sei t dem J ahr 1 929
erl eben. Der Umgang mi t di eser
Kri se wi rd das zentral e pol i ti sche
Thema vor und nach der Wahl
darstel l en. Dabei geht es aus un -
serer Si cht ni cht nur um Scha-
densbegrenzung, sondern vor
al l em auch um di e Vertei l ung der
Lasten aus der Kri se und um di e
Frage, wel che Konsequenzen für
das Wi rtschaften zu zi ehen si nd.
Drei Konsequenzen wol l en wi r
i n al l er Kürze ski zzi eren

1 . Das Geld in den Dienst der Be-
schäftigung stellen
Die Krise ist entstanden durch die
tei lweise verbrecherische Gier der
Akteure auf den Finanzmärkten.
Diese Gier konnte ihre Wirkung
aber erst entfal ten, wei l in den ver-
gangenen Jahrzehnten in bl inder
Marktgläubigkei t Regeln und Kon -
trol len auf den Märkten von der Po-
l i tik außer Kraft gesetzt wurden.
Deshalb ist die Regul ierung der (Fi -
nanz-)Märkte das Gebot der Stun -
de. Der Markt löst, wenn er sich
selbst überlassen wird, nicht die Pro-
bleme, sondern er schafft sie. Des-
halb braucht es klare Regul ierung
und wirksame Aufsicht für al le Ak-
teure und Produkte auf den Finanz-
märkten. Ganz akut wird dies an der

„Kredi tklemme“. Es darf nicht sein,
dass Banken vom Steuerzahler ge-
stützt werden und gleichzei tig Ar-
bei tsplätze vernichtet werden, wei l
die Banken das bi l l ige Geld, das sie
vom Staat bekommen, gar nicht oder
zu überzogenen Zinsen an die Un -
ternehmen weiter geben. Hier i st
das Handeln der Pol i tik gefordert.

2. Die sozialen Sicherungssysteme
müssen durch mehr Solidarität zu-
kunftssicher werden
Ein zentraler Tei l des neol iberalen

Programms war die Privati sierung
der Sozialen Sicherung. Gerade in
der jetzigen Krise zeigt sich, dass
dieser Weg einen unverantwortl i -
chen Irrweg darstel l t. Viele Rentne-
rInnen und Arbei tnehmerInnen in

den USA und anderswo haben ihre
Alterssicherung in der Krise verlo-
ren. Das deutsche System, das auf
der Sol idari tät der Generationen und
der Starken und der Schwachen be-
ruht, hat sich hier als überlegen er-
wiesen. Deshalb muss es weiter
ausgebaut und abgesichert werden
durch die Einbeziehung al ler Ein -
kommen in die Sol idari tät im Sinne
einer Bürgerversicherung. Die Pri -
vati sierung der sozialen Risiken
muss gestoppt werden. Mehr Sol i -
dari tät - das ist die Konsequenz, die
jetzt zu ziehen ist.

3. Die Würde der Arbeit schützen
Auf viel fäl tige Art und Weise wur-
de im Zuge des marktradikalen Pro-
gramms die Würde der Arbei t
angegri ffen und ihres Schutzes be-
raubt. Hartz IV steht dafür ebenso
wie die ständige Deregul ierung der
Arbei tsverhäl tnisse. Damit muss
Schluss sein. Die Würde der
menschl ichen Arbei t und der arbei -
tenden Menschen muss das zentra-
le Gut bleiben: „ Jeder Arbei ter i st
mehr wert als al les Gold der Erde!“
So hat Kardinal Cardijn diese Grund-
wahrhei t zusammen gefasst. Des-
halb braucht es eine Pol i tik, die
diese Würde schützt und respektiert.
Das beginnt bei einem gerechten
Lohn: Es wird Zei t für einen flächen -
deckenden gesetzl ichen Mindest-
lohn, der es Vol lzei tbeschäftigten
ermögl icht, von ihrer Arbei t zu le-
ben. Dazu gehört auch, die Formen
der prekären Beschäftigung, die in

den letzten Jahren überhand genom -
men haben, wieder zurück zu drän -
gen und einzudämmen: Leiharbei t,
Befri stungen, Dauerpraktika, Ein-Eu-
ro-Jobs. Darüber hinaus muss die
Grundsicherung zu einer echten

Grundsicherung werden, die ein an -
gemessenes Leben in unserer Ge-
sel lschaft ermögl icht. N icht zuletzt
brauchen wir auch mehr Mitbestim -
mung der arbei tenden Menschen,
auch und gerade in wirtschaftl ichen
Fragen. Wer mit seiner Arbei t den
Unternehmenserfolg ermögl icht, der
muss auch darüber mitbestimmen,
wie das Unternehmen sich weiter
entwickelt.

Wir stehen vor einer wichtigen
Wahl , in der die Weichen für die
Zukunft gestel l t werden. Deshalb
fordern wir al le Leserinnen und Le-
ser auf: Gehen Sie zur Wahl !

Aber lassen Sie die Gewählten auch
nach der Wahl nicht in Ruhe, denn
es braucht Druck, um zu einer Po-
l i tik zu kommen, die den Menschen
und seine Bedürfnisse wirkl ich in
den Mittelpunkt stel l t.

Die Autoren:

Evi Pohl
Kirchl icher Dienst in der Arbei tswelt
Peter Hartlaub
Kathol i sche Betriebsseelsorge

Die Würde der menschlichen Arbeit

und der arbeitenden Menschen muss

das zentrale Gut bleiben

Anforderungen an die Pol i tik aus Sicht der Arbei tnehmerseelsorge der Kirchen
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Steuerfahndung auf hessisch!

Erfolgreiche Steuerfahnder werden für psychisch krank erklärt!
Einer hi l ft jetzt, Reichen Steuern zu minimieren.

Das hessische Finanzministerium
hat drei junge Steuerfahnder, die auf
gutem Weg waren Mi l l ionen für das
Land sicherzustel len, von einem
Psychiater als psychisch krank und
dienstunfähig erklären lassen. Die
Diagnose: „paranoid-querulatori-
sche“ Entwicklung mit Anpassungs-
störungen. Sie wurden mit Mitte
Dreißig in den Ruhestand geschickt.

Statt Mi l l ionen für den Staat einzu-
treiben, bekommen sie jetzt Ruhe-
standsbezüge bis ans Lebensende.

Ein wei terer Fahnder, der ebenfal ls
von diesem „Psychiater“ untersucht
werden sol l te war nachdem er ei-
ner Versetzung zugestimmt hat,
plötzl ich wieder komplett gehei l t.
Die dienstl iche Weisung sich unter-
suchen zu lassen wurde noch am
selben Tag widerrufen.

Inzwischen ermitteln Ärztekammer
und Staatsanwaltschaft gegen die-
sen Psychiater. Einer dieser Steuer-
fahnder hat sich jetzt als Steuer-
berater für Reiche niedergelassen.

Er weiß ja bestens wie man Steuern
„vermeidet“. Bei der dafür vorge-
schriebenen Untersuchung wurde
er von einem Psychatrie-Experten
der Uni -Kl inik Frankfurt untersucht.
Dieser bescheinigte ihm: „es sei zu
betonen, dass Herr Schmenger den
Beruf des Steuerberaters in vol lem
Umfang ordnungsgemäß ausüben
kann“.

gr/links
Nachzulesen:

„Der Spiegel“ 29/2009 und Report Mainz am 20.07.09 um 21 :45 Uhr

Banken: LINKE gegen Lobbyisten

eim Gesetzesentwurf zum Ban-
kenrettungsgesetz saßen Banken-

anwälte der Kanzlei Freshfields mit
am Tisch. Laut Frank Schäffler, FDP,
MdB und Mitgl ied des Finanzaus-
schusses des Bundestages, haben
die Anwälte von Freshfields und
nicht die Bundesregierung den Ge-
setzesentwurf komplett selbst ge-
schrieben.

Freshfields arbei tet für die Hypo-
Vereinsbank, Unicredi to, Hypo Re-
al Estate, DEPFA u.a. Thorsten Al-
big, Finanzstaatssekretär, der selbst
mit Banken eng verflochten ist, sagt
dazu: "Wir haben uns, wie es üb-
l ich ist und wo ganz besondere Ex-
perti se gefragt war, von Finanz-

marktjuri sten beraten lassen." Die
Angeklagten durften sich also ihr
Urtei l selber schreiben. Roland
Claus, MdB DIE LIN KE, Mitgl ied des
Finanzausschusses: "Wir müssen
dem entgegenhalten, dass nicht
werthal tige Substanz verstaatl icht
wird, sondern in erster Linie Schul -
den."

DIE LINKE ist strikt gegen
Lobbyisten in den Ministerien.

Alexander Bonde, MdB Bündnis
90/die Grünen, Mitgl ied des Haus-
hal tsausschusses, der die mi l l iarden -
schwere Bankenrettung begutachten
und kontrol l ieren sol l , berichtet,
dass der Ausschuss ein reines Infor-

mationsgremium sei und keinerlei
Endscheidungsbefugnis habe. Die
Parlamentarier dürften noch nicht
einmal Einsicht in die Bücher der
Banken nehmen, um zu prüfen, wie
es tatsächl ich um die Banken stehe.
Wohin und unter welchen Bedin-
gungen Mi l l iarden fl ießen entschei -
det ganz al lein die SoFFin
(Sonderfonds Finanzmarktstabi l i sie-
rung). Diese arbei tet aber streng ge-
heim. Obwohl es um Steuer-
mi l l iarden geht, dürfen die neun
Mitgl ieder nicht darüber reden,
sonst drohen Gefängnisstrafen.

Warum darf ein Bundestags-Abge-
ordneter (gewählter Volksvertreter
der den Eid geleistet hat, Schaden
vom Deutschen Volk abzuwenden)
geschweige denn der Staatsbürger
nicht wissen, was mit seinem Geld
geschieht?!

gr/links

DIE LIN KE gegen Lobbyisten in den Ministerien!
Banken schreiben ihre eigenen Gesetze, der Bürger geht leer aus
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40%
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1 0%

-1 ,6%
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61 ,1 %

i Verteilung des
Privatvermögens

Arm Reich

Während das ärmste Zehn-
tel der Bevölkerung nur
Schulden aufweist, fal len
auf ein Zehntel der Reichs-
ten 61 ,1 % des Vermögens

Quelle: DIE ZEIT
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›Weyerer Str. 1
Die Adresse Weyerer Str.1 i st ein
„Heißes Eisen“ für die Gemeinde,
sei t mehreren Jahren wird versucht
ein neues Gebäude in der Ortsmit-
te zu errichten. Die aktuel le Wirt-
schaftskrise verschärft und erschwert
zusätzl ich die Vermarktung durch
ein Immobi l ienunternehmen. Die
Planungsfri st läuft am 31 .07.2009
aus, es zeichnet sich mögl icherwei -
se ein Schei tern des Projektes ab.
Wir sehen immer noch die einma-
l ige Chance, statt einer Wohnanla-
ge mit Geschäften die eigentl ich

niemand braucht, dort eine feine
Grünanlage anzulegen die sich
nahtlos mit der neugestal teten Brun-
nenanlage verbindet.

›Ganztagsschule
Die Gemeinde plant für das Schul-
jahr 2009/1 0 die gebundene Ganz-
tagesschule mit Mittagsverpflegung
und Nachmittagsunterricht einzu-
führen. Der Unterricht beginnt mit
einer fünften Ganztagesklasse mit
20 Schülern. Die El tern müssen 3 €
pro Mahlzei t selbst tragen, Mehrkos-
ten übernimmt die Gemeinde. Noch

nicht ganz klar i st auch die Art der
finanziel len Unterstützung bei Harz
IV Kindern.

Das Mittagessen hat auch noch
einen weiteren „faden Beige-
schmack”. Auf der Suche nach
einen preisgünstigen Anbieter sei
nur das AFZ übrig gebl ieben. Es i st
ja al l sei ts bekannt, dass dieses AFZ
auch einen nicht unerhebl ichen An-
tei l von 1 € Jobler und Leiharbei ter
beschäftigt.

Jürgen Mayerl
Gemeinderat Gochsheim

Punkte aus der letzten Kreistagssitzung

Seniorenpolitisches Gesamtkonzept

50 000 Euro hat der Landkreis in
das „Seniorenpol i ti sche Gesamtkon-
zept“ investiert. Sehr schnel l wird
klar, wo die Studie Schwächen im
Landkreis aufzeigt: Der Landkreis
i st für junge Menschen scheinbar
nicht attraktiv genug um hier zu
bleiben. Um eine Fami l ie zu grün-
den, muss es mehr gutbezahlte Ar-
bei tsplätze geben. Leider steht da
der Landkreis Schweinfurt gegen-
über den Nachbarlandkreisen hin-
ten an.

Weiter wird festgestel l t, dass in An-
betracht der demografi schen Ent-
wicklung eine drasti sche Zunahme
von Pflegebedürftigen für den Land-
kreis bevor steht.

Ein wei terer wichtiger Punkt der Stu-
die: Es fehlen, besonders während
den Urlaubswochen, feste Kurzzei t-
pflegeplätze um die „pflegenden“
Angehörigen zu entlasten. Denn,
auch das ist der Studie zu entneh-
men, die Seniorinnen und Senioren

wol len solange wie mögl ich
zuhause gepflegt werden.

Fazi t für uns LIN KE Kreisrä-
tInnen: Hier i st die Brücke zur Bun-
despol i tik! Es fehl t an Geld, um eine
notwendige Seniorenpol i tik im
Landkreis umzusetzen. Nur mit dem
Ehrenamt wird dies nicht mögl ich
sein. Der Staat muss Geld für die
Menschen in die Hand nehmen, um
ihnen ein Altern in Würde zu er-
mögl ichen, unabhängig davon, ob
sie zuhause oder in einem Senio-
renheim ihren Lebensabend verbrin -
gen!

Projekt „Hart am Limit“ (HaLT)

Der Landkreis betei l igt sich wie
schon die Stadt Schweinfurt an ei-
nem bundesweiten Projekt, um Kin-
der und Jugendl iche vor Alko-
holmissbrauch zu schützen. Letztes
Jahr wurden 69 Kinder und Jugend-
l iche stark alkohol i siert in das
Schweinfurter Leopoldina-Kranken-
haus und die Geomed-Kl inik in
Gerolshofen eingl iefert. 1 999 wa-

ren es noch 1 3 Fäl le. 2009 sind es
berei ts 33 Fäl le.

HaLT besteht aus zwei wichtigen
Elementen: Zum einen setzt es bei
Jugendl ichen an, die gerade statio-
när eingel iefert worden sind. Ein
Team nimmt schnel lstens Kontakt
mit dem Ausgenüchterten auf. Das
zweite heißt Prävention.

Im Kreistag wurde die Frage gestel l t,
ob die eine Stel le im Landratsamt
ausreichen würde und es wurde dis-
kutiert, ob Vereine Werbung für Al -
kohol machen sol l ten. Aber auch
die Verantwortung der El tern wur-
de angesprochen.

Fazi t: Die LIN KE im Kreistag begrüßt
das Konzept und ist froh, dass es
wieder eine Fachfrau im Schwein-
furter Landratsamt gibt, die sich
ernsthaft Gedanken macht, wie die
Jugend die richtige Einstel lung zum
Alkohol findet.

Klaus Schröder
Kreisrat

Aktuelles aus Gochsheim
Viele Projekte - Kein Ende in Sicht

Hal lenbad u. Großturnhal le (Generalsanierung), Historisches Rathaus (Außen- und Innensanierung), Lärmschutz-
wal l A70, Am Plan-Altortsanierung, Bauhof (Hackschni tzelanlage mit Fernwärmeversorgung), Friedhof (Urnen-
gräberfeld), notwendige Kanalsanierungen… Die Gemeinde grei ft berei ts im Haushalt 2009 auf 1 ,5 Mio. €
Rücklagevermögen zu. Aufgrund der unklaren wirtschaftl ichen Entwicklung muss zukünftig mit entsprechender
Vorsicht und Augenmaß investiert werden, um Neuverschuldungen zu vermeiden!
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03
Donnerstag

Michael Schlecht wird um 1 9 Uhr
den Wahlkampfauftakt moderieren.
Der Direktkandidat für Mannheim,
ist gewerkschaftspol i ti scher Sprecher
im Parteivorstand und referiert zum
Thema „LIN KE Krisenbewältigung“
im Sportheim des TV Oberndorf-
Schweinfurt.

10
Donnerstag

Uns besucht der rentenpol i ti sche
Sprecher der Linken im Bundestag
Volker Schneider zum Thema „Ren-
te“, ebenfal ls um 1 9 Uhr im Sport-
heim des TV Oberndorf-Schweinfurt.

20
Sonntag

Am 20. sind zwei Termine: ein pol i t-
scher Frühschoppen in Gerolzhofen
mit Klaus Ernst im Restaurant ›Desi -
re‹ um 1 0.00 Uhr und einen Kaffee-
klatsch mit ihm am Bergl . Ort und
Zei t erfahrt ihr aus der Presse oder
unter www.diel inke-sw.de.

22
Dienstag

Um 1 6.00 Uhr findet unsere Ab-
schlusskundgebung auf dem Markt-
platz in Schweinfurt statt. Neben
unserem Kandidaten Klaus Ernst wird
auch Peter Sodann, bekannt aus Fern-
seh und dem Theater, da sein. Am
Abend lädt Peter Sodann in die Dis-
harmonie zu einer Lesung ein. Uhr-
zei t und Eintri tt erfahrt ihr aus der
hiesigen Presse oder unter www.die-
l inke-sw.de.

Termine im September

27
Sonntag

Von 08.00 bis 1 8.00 Uhr ist dann die
Bundestagswahl - gebt bi tte eure
Stimme der Partei DIE LIN KE und un-
terstützt unsere Kandidaten.

Ab 1 7.30 Uhr laden wir wieder zu
unserer Wahlparty in der Alevi ti schen
Gemeinde Schweinfurt in der Johann-
Georg-Gademann-Str. 7 ein.

Änderungen und Aktual i sierungen nachzulesen auf: www.diel inke-sw.de

ine Ausstel lung der „Augsburger
Puppenkiste“ ist vom 1 7.09.-

02.1 0.09 im ECE zu sehen. Für die
Verwaltung Grund genug einen ver-
kaufsoffenen Sonntag am 27.09.
(Bundestagswahltag) für das gesam-
te Stadtgebiet vorzuschlagen. Denn
wir haben zwar massig Geld aber
keine Zei t es auszugeben.

Dem wol le auch die CSU abhelfen,
argumentierte ihr Fraktionsvorsi t-
zender Stefan Funk. Er sprach sich
für den 3. verkaufsoffenen Sonntag
in Schweinfurt am 27.09.09 aus.
Nachdem sich Frau Dr. Ulrike
Schneider für den Sonntag als ge-
schützten Tag des Christentums aus-
sprach und an die CSU appel l ierte
das „C“ in ihrem Namen ernst zu
nehmen, stach Frank Firsching, Frak-
tionsvorsi tzender DIE LIN KE, in ein
Wespennest. Nach der inhaltl ichen
Widerrede gegen die Ausführungen
von Funk zi tierte er eine Umfrage
der „Al l ianz für den freien Sonn-
tag“, die das Bündnis vor der Stadt-

ratswahl 2008 unter den Kandida-
ten durchführte. Die Frage lautete,
ob der / die jewei l ige Kandi - datIn
für 0, 1 , 2, 3 oder gar 4 verkaufsof-
fene Sonntage in Schweinfurt sei ,
wenn er/sie gewählt werde und im
Stadtrat si tze.

Fi rsching sprach die CSU-Räte Funk,
Barth, Lippert, Schulte, Dr. Kattner,
Remele und weitere direkt an, wei l
sie angekreuzt hätten maximal zwei
verkaufsoffene Sonntage zuzulassen
- eine Lüge wie sich herausstel len
wird (Ausnahmen Barth, Remele).
Da war das Geschrei groß.

Der selbsternannte Rechtsgelehrte
Knöchel (pro sw) fasel te was von
Datenschutz und unmögl icher Vor-
gehensweise. Die Spi tze des Blöd-
sinns erklomm Schulrektor
Rehberger (CSU) mühelos, indem
er der LIN KEN „Stasi - Methoden“
und ein „Ausspionieren“ vorwarf.
Weit gefehlt, die Herren super-
schlau. Die Veröffentl ichung der Er-

gebnisse wurde im Anschreiben an
die Kandidaten extra hervorgeho-
ben - es wusste also jeder worauf er
sich einl ieß, als er den Bogen aus-
fül l te und beispielsweise ankreuzte
für nur zwei offene Sonntage zu
sein.

Was bleibt unter dem Strich? Mit 23
(1 5 CSU, OB Grieser, 3x prosw, 2x
Freie, je 1 x Rep. und SPD) gegen
1 9 Stimmen (7x SPD, 4x LIN KE, 3x
SWL, 2x Grüne, 2x CSU, 1 x Freie)
wurde dem verkaufsoffenen Sonn-
tag anlässl ich der „Augsburger Pup-
penkiste“ zugestimmt.

Wären die Räte ihren Wahlaussa-
gen gefolgt, hätte das Abstimmungs-
ergebnis anders aussehen müssen.
Aber was interessiert einige CSUler
oder pro sw' ler ihr Geschwätz von
gestern - der Wähler wird schon nix
merken, wenn er angelogen wird.

Frank Firsching
Stadtrat der LIN KEN
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Verkaufsoffener Sonntag am 27.09.09
CSU und pro schweinfurt belügen Wähler
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Neue Vorstandschaft DIE LINKE.Schweinfurt

Nach der Vereinigungsversammlung von WASG und der Linkspartei .PDS entstand im Jul i 2007 der Schwein-
furter Kreisverband der LIN KEN. Bei der Mitgl iederversammlung am 29. Jul i 2009 mit den turnusgemäßen
Neuwahlen demonstrierten die Schweinfurter LIN KEN Geschlossenhei t. Mit dem Traumergebnis von 1 00%
wurde Stadtrat Frank Firsching als Kreisvorsi tzender wieder gewählt. Die bisherige Co-Vorsi tzende Carmen
Starost stand aus persönl ichen Gründen nicht für eine erneute Wahl zur Verfügung. Als stel lvertretende Vorsi t-
zende wurden Angel ika Strobel (Schleerieth) und Klaus Schröder (Stettbach) gewählt. Den neuen Vorstand
komplettieren Claudia Gutgesel l (Schwemmelsbach), Kerstin Pfei fer (Garstadt), Uwe Gratzky (Gerolzhofen),
Kurt Mül ler (Gochsheim), Rainer N ickel , Andrea Stenzinger, Sinan Öztürk, Al i Mursa Tas und Wolfgang Trü-
dinger (al le Schweinfurt).

Ebenfal ls einstimmig für wei tere zwei Jahre in seinem Amt bestätigt wurde Schatzmeister Markus Pfülb (Pop-
penhausen), der einen sehr sol iden Finanzbericht vorlegte, was dem Kreisverband eine sichere Planung für
die Zukunft ermögl icht.

Zwei Jahre mit zahlreichen Erfolgen: DIE LIN KE zeigt Geschlossenhei t

vidsp.

Kreisvorstand

Frank Firsching

…, dass der Tagessatz für Essen der Hartz IV Kinder € 1 .02
beträgt? Ein Glas Babynahrung kostet schon € 1 ,39.

Wussten Sie…?

…, dass DIE LINKE als einzige Partei keine Banken-
Spenden bekommt! Warum wohl?!

gr/links




